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Hinweis zur Rügeobliegenheit: 
 
Gemäß § 12 Absatz 5 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz 
- HG) kann nach Ablauf eines Jahres seit der Bekanntmachung einer Ordnung die Verletzung von Verfahrens- 
oder Formvorschriften des Hochschulgesetzes oder des Ordnungs- oder des sonstigen autonomen Rechts der 
Universität Bonn nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

1. die Ordnung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 
2. das Rektorat hat den Beschluss des die Ordnung beschließenden Gremiums vorher beanstandet oder 
3. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Universität vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
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Dritte Ordnung zur Änderung der Prüfungsordnung  
für die konsekutiven Masterstudiengänge „Dependency and Slavery Studies“ und „Slavery Studies“   

der Philosophischen Fakultät 
der Rheinischen Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn 

 
vom 5. Juli 2024 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aufgrund der §§ 2 Absatz 4 und 64 Absatz 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein-
Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 16. September 2014 (GV. NRW. S. 547), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes zur Änderung des Krankenhausgestaltungsgesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen, 
des Hochschulgesetzes, der Universitätsklinikum-Verordnung und des Gesetzes zur Umsetzung des 
Transplantationsgesetzes vom 5. Dezember 2023 (GV. NRW. S. 1278), hat die Philosophische Fakultät der 
Rheinischen Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn die folgende Ordnung erlassen: 
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Artikel I 
 
Die Prüfungsordnung für die konsekutiven Masterstudiengänge „Dependency and Slavery Studies“ und 
„Slavery Studies“ der Philosophischen Fakultät der Universität Bonn vom 28. August 2020 (Amtl. Bek. der 
Universität Bonn, 50. Jg., Nr. 39 vom 10. September 2020), zuletzt geändert durch die Zweite Ordnung zur 
Änderung der Prüfungsordnung für die konsekutiven Masterstudiengänge „Dependency and Slavery Studies“ 
und „Slavery Studies“ der Philosophischen Fakultät der Universität Bonn vom 27. Juli 2023 (Amtl. Bek. der 
Universität Bonn, 53. Jg., Nr. 41 vom 15. August 2023), wird wie folgt geändert: 
 
1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der Angabe zu § 19 folgende Angabe eingefügt: 

„§ 19a Digitale Prüfungen“ 

2. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 3 folgender Absatz 3a eingefügt: 

„(3a) Studienbewerber*innen müssen bei der Einschreibung keine deutschen 
Sprachkenntnisse nachweisen.“ 

b) Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

„(6) Das Studium wird bereits vor dem Erwerb der Zugangsvoraussetzungen nach Absatz 1 
und 2 eröffnet, wenn  
1. zum Zeitpunkt der Bewerbung für den Masterstudiengang nachgewiesen wurde, dass  

a) im Studium, das zum ersten berufsqualifizierenden Hochschulabschluss gemäß Absatz 
1 führt, bereits 132 ECTS-LP (für den Masterstudiengang „Dependency and Slavery 
Studies“) bzw. 192 ECTS-LP (für den Masterstudiengang „Slavery Studies“) erworben 
wurden,  

b) die Bachelorarbeit bzw. eine äquivalente Abschlussarbeit angemeldet wurde und 
c) die auf Basis der bisher erbrachten Prüfungsleistungen ermittelte Durchschnittsnote 

gemäß vorläufigem Zeugnis nicht schlechter als 2,5 ist, und 
2. alle für den erfolgreichen Abschluss des Studiums, das zum ersten berufsqualifizierenden 

Hochschulabschluss gemäß Absatz 1 führt, erforderlichen Prüfungsleistungen vor der 
Aufnahme des Masterstudiums zum 1. Oktober erbracht wurden. 

Der Nachweis über die Erfüllung der Zugangsvoraussetzungen muss bei der Beantragung der 
Zulassung zum Masterprüfungsverfahren erbracht werden. Liegt er nicht spätestens bis zum 
Ende des ersten Semesters beim Prüfungsausschuss vor, erlischt die Einschreibung mit Wirkung 
für die Zukunft.“ 
 

3. § 7 wird wie folgt gefasst: 

„§ 7 
Zugang zu einzelnen Lehrveranstaltungen 

(1) Ist bei einer Lehrveranstaltung wegen deren Art oder Zweck oder aus sonstigen Gründen von 
Forschung und Lehre eine Begrenzung der Teilnehmerzahl erforderlich und übersteigt die Zahl der 
Bewerber*innen die Aufnahmefähigkeit, so regelt auf Antrag der*des Lehrenden der*die Dekan*in 
oder die*der in der entsprechenden Prüfungsordnung benannte Funktionsträger*in der Fakultät, der 
das zugehörige Modul zugeordnet ist, die Teilnahme unter Berücksichtigung von § 59 HG. Die Kriterien 
für die Prioritäten werden in Anlage 2 zu dieser Prüfungsordnung geregelt. 
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(2) Die*Der in Absatz 1 bestimmte Funktionsträger*in legt die Zahl der Teilnehmer*innen an 
Lehrveranstaltungen, deren Teilnehmerzahl begrenzt wird, fest. Der Prüfungsausschuss gibt diese vor 
Beginn eines Semesters bekannt.“ 

4. In § 11 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „zusammen mit“ durch das Wort „vor“ ersetzt. 

5. § 12 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:  

„(3) Die*der Studierende kann sich ohne Angabe von Gründen spätestens eine Woche vor dem 
jeweiligen Prüfungstermin von einer Klausur oder einer Mündlichen Prüfung abmelden. Bei 
Hausarbeiten und bei lehrveranstaltungsbegleitenden Prüfungen (Projektarbeiten, Referate, 
Präsentationen, Protokolle, Praktikumsberichte, Portfolios) ist eine Abmeldung nach Vergabe der 
Themen bzw. Plätze nicht möglich. § 22 Absatz 3 bleibt unberührt. Die Abmeldung kann elektronisch 
bzw. schriftlich erfolgen. Maßgebend ist das Eingangsdatum beim Prüfungsausschuss.“ 

6. § 13 Absatz 7 wird wie folgt gefasst: 

„(7) Für die Bewertung von Prüfungsleistungen gilt: 
1. Schriftliche Prüfungsleistungen sind von einer*einem Prüfer*in zu bewerten. Abweichend 

davon gilt für Klausuren, die im Multiple-Choice-Verfahren durchgeführt werden, § 17 Absatz 2 
Satz 2. Die Bewertung schriftlicher Prüfungsleistungen ist dem Prüfling nach spätestens vier 
Wochen mitzuteilen.  

2. Mündliche Prüfungsleistungen sind von einer*einem Prüfer*in in Gegenwart einer 
sachkundigen Beisitzerin*eines sachkundigen Beisitzers zu bewerten. Die wesentlichen 
Gegenstände und das Ergebnis der einzelnen Prüfungen sind in einem Protokoll festzuhalten. 
Das Ergebnis ist dem Prüfling im Anschluss an die mündliche Prüfung bekanntzugeben. 

Prüfungsleistungen in Wiederholungsprüfungen, bei deren endgültigem Nichtbestehen keine 
Ausgleichsmöglichkeit vorgesehen ist, sind stets von zwei Prüfer*innen zu bewerten. Sind zwei 
Prüfer*innen an der Bewertung einer Prüfungsleistung beteiligt, ergibt sich die Note aus dem 
arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen. Bei der Bildung des Mittelwerts wird entsprechend § 25 
Absatz 2 verfahren. Die Bewertung der Masterarbeit ist in § 21 Absatz 4 geregelt.“ 

7. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Jede Klausurarbeit dauert mindestens 45 Minuten und höchstens 120 Minuten. § 13 
Abs. 7 gilt entsprechend. Die konkreten Prüfungstermine werden rechtzeitig vor Beginn der 
Anmeldefrist durch den Prüfungsausschuss bekanntgegeben.“ 

b) In Absatz 4 Satz 1 werden nach dem Wort „Prüfer*in“ die Wörter „für das jeweilige Semester“ 
eingefügt. 

8. In § 17 Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „abweichend von § 13 Absatz 7 Satz 1 Nummer 1“ gestrichen. 

9. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Pro Prüfling und Modulprüfung beträgt die Prüfungszeit mindestens 15 und höchstens 
45 Minuten. Bei Gruppenprüfungen ist zu gewährleisten, dass auf alle Prüflinge innerhalb einer 
Gruppe die gleiche Prüfungszeit entfällt.“ 

b) In Absatz 4 Satz 1 werden nach dem Wort „Prüfer*in“ die Wörter „für das jeweilige Semester“ 
eingefügt. 
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10. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 7 wird das Wort „abgeschlossen“ durch das Wort „erbracht“ ersetzt. 

b) In Absatz 7 werden die Wörter „von Praktika“ durch die Wörter „von Seminaren, Praktika“ 
ersetzt. 

c) Nach Absatz 9 wird folgender Absatz 10 eingefügt: 

„(10) Bei der Abgabe einer Prüfungsleistung, die in Form eines Protokolls, einer Projektarbeit, 
eines Portfolios, einer Hausarbeit, einer Präsentation oder eines Praktikumsberichts abgelegt 
wird, hat der Prüfling schriftlich zu versichern, dass er die Arbeit selbständig verfasst hat, keine 
anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt sowie Zitate kenntlich gemacht 
hat. Prüfungsleistungen gemäß Satz 1 gelten insbesondere dann nicht als selbständig verfasst, 
wenn Inhalt oder Struktur und Aufbau der Auseinandersetzung mit dem Thema der Arbeit von 
Dritten vorgegeben werden. Der Prüfungsausschuss kann dem Prüfling eine eidesstattliche 
Versicherung hierüber abverlangen.“ 

d) Der bisherige Absatz 10 wird Absatz 11. 

11. Nach § 19 wird folgender § 19a eingefügt: 

„§ 19a 
Digitale Prüfungen 

(1) Klausuren sowie mündliche Modulprüfungen können als digitale Prüfungen (Online-Prüfungen 
im Sinne des § 64 Absatz 2 Satz 2 HG) durchgeführt werden. 
 
(2) Soll eine Modulprüfung gemäß Absatz 1 als digitale Prüfung durchgeführt werden, teilt die*der 
Prüfer*in dies den Studierenden zu Beginn der Vorlesungszeit mit. Sofern dies im Einzelfall nicht 
möglich ist, erfolgt die Mitteilung spätestens eine Woche vor dem Prüfungstermin. Die*Der Prüfer*in 
informiert die Studierenden spätestens eine Woche vor der digitalen Prüfung über die 
organisatorischen Bedingungen der Prüfung und die technischen Anforderungen an die 
Kommunikationseinrichtungen, die zu ihrer Durchführung genutzt werden. Digitale Prüfungen dürfen 
nur unter Verwendung der vom Rektorat freigegebenen bzw. bereitgestellten 
Videokonferenzdienste/Online-Tools durchgeführt werden. 
 
(3) Digitale Klausuren werden in einem vorgegebenen Zeitfenster unter Verwendung elektronischer 
Kommunikationseinrichtungen unter Videoaufsicht angefertigt. Während digitaler Klausuren sind die 
Studierenden verpflichtet, die Kamera- und Mikrofonfunktion der zur Prüfung eingesetzten 
Kommunikationseinrichtungen zu aktivieren (Videoaufsicht). Die Nutzung eines virtuellen 
Hintergrundes ist untersagt. Die Prüflinge müssen die Kamera so positionieren, dass die ständige 
Sichtbarkeit des Gesichts, des Oberkörpers und der Hände durch die Aufsichtführenden gewährleistet 
ist. Die Videoaufsicht ist im Übrigen so einzurichten, dass der Persönlichkeitsschutz und die 
Privatsphäre der Betroffenen nicht mehr als zu den berechtigten Kontrollzwecken erforderlich 
eingeschränkt werden. Eine automatisierte Auswertung von Bild- oder Tondaten der Videoaufsicht 
findet nicht statt. Eine Aufzeichnung der Prüfung oder anderweitige Speicherung der Bild- oder 
Tondaten ist nicht zulässig. 
 
(4) Mündliche digitale Prüfungen werden als Videokonferenz durchgeführt. Während einer 
digitalen mündlichen Prüfung sind die Prüflinge verpflichtet, die Kamera- und Mikrofonfunktion der 
von ihnen eingesetzten Endgeräte zu aktivieren. Die Nutzung eines virtuellen Hintergrundes ist 
untersagt. Die Prüflinge müssen die Kamera so positionieren, dass die ständige Sichtbarkeit des 
Gesichts, des Oberkörpers und der Hände durch die*den Prüfer*in gewährleistet ist. Eine 
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Aufzeichnung der Prüfung oder anderweitige Speicherung der Bild- oder Tondaten durch die 
Prüfer*innen oder den Prüfling ist nicht zulässig. 
 
(5) Die Identitätsfeststellung des Prüflings (Authentifizierung) erfolgt mit Hilfe eines gültigen 
amtlichen Lichtbildausweises, der nach Aufforderung vorzuzeigen ist. Eine Speicherung der im 
Zusammenhang mit der Authentifizierung verarbeiteten Daten über eine technisch notwendige 
Zwischenspeicherung hinaus ist unzulässig. Personenbezogene Daten aus der Zwischenspeicherung 
sind unverzüglich zu löschen. 
 
(6) Ist bei einer digitalen Klausur die Übermittlung der Prüfungsaufgabe, die Bearbeitung der 
Prüfungsaufgabe, die Übermittlung der Prüfungsleistung oder die Videoaufsicht zum Zeitpunkt der 
Prüfung technisch nicht durchführbar, wird die Prüfung im jeweiligen Stadium beendet und die 
Prüfungsleistung nicht gewertet.  
 
(7) Ist bei einer mündlichen digitalen Prüfung die Bild- oder Tonübertragung vorübergehend 
gestört, wird die Prüfung nach Behebung der Störung fortgesetzt. Dauert die technische Störung an, 
so dass die mündliche Prüfung nicht ordnungsmäßig fortgeführt werden kann, wird die Prüfung 
beendet und zu einem späteren Zeitpunkt wiederholt.  
 
(8) Technische Störungen bei digitalen Prüfungen sind unverzüglich durch den Prüfling zu melden 
und durch die*den Aufsichtführenden bzw. die*den Prüfer*in zu protokollieren. Werden digitale 
Prüfungen aufgrund technischer Störungen beendet, gilt der Prüfungsversuch als nicht unternommen. 
Dies gilt nicht, wenn dem Prüfling nachgewiesen werden kann, dass er die Störung zu vertreten hat. 
 
(9) Werden digitale Prüfungen durchgeführt, so dürfen die dafür erforderlichen 
personenbezogenen Daten durch die Prüfer*innen, den Prüfungsausschuss sowie die Anbieter der 
eingesetzten Videokonferenzdienste/Online-Tools verarbeitet werden, soweit dies zu deren 
Durchführung erforderlich ist. Mit Wegfall des Verarbeitungszwecks werden die erhobenen Daten 
wieder gelöscht, sofern sie nicht nach Maßgabe von Vorschriften zu Aufbewahrungspflichten weiterhin 
aufbewahrt werden dürfen.  

 
(10) Das Gesetz zum Schutz personenbezogener Daten (Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen – 
DSG NRW) sowie die EU-Datenschutzgrundverordnung (EU – DSGVO) in ihren jeweils geltenden 
Fassungen bleiben unberührt. Personen, bei denen personenbezogene Daten verarbeitet werden, 
steht nach Maßgabe der Art. 15 bis 18, 20 bis 23 sowie des Art. 77 EU-DSGVO das Recht auf Auskunft, 
Berichtigung, Löschung, Einschränkung der Verarbeitung, Datenübertragung sowie ein Widerspruchs- 
und Beschwerderecht zu. Die zuständige Aufsichtsbehörde für Beschwerden ist die Landesbeauftragte 
für Datenschutz und Informationsfreiheit Nordrhein-Westfalen (LDI NRW). Die Kontaktdaten der*des 
Datenschutzbeauftrage*n der Universität Bonn sind unter https://www.uni-
bonn.de/de/datenschutzerklaerung einsehbar.“ 

12. In § 21 Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „selbst“ durch das Wort „selbständig“ ersetzt. 

13. § 25 Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Die Bewertung der schriftlichen Prüfungsleistungen ist dem Prüfling spätestens vier Wochen, 
die Bewertung der Masterarbeit spätestens acht Wochen nach dem Abgabetermin mitzuteilen. Die 
Bekanntgabe erfolgt in elektronischer Form durch Einstellung im Prüfungsorganisationssystem; sie soll 
vor Ablauf der Regelstudienzeit erfolgen.“ 
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Artikel II 
 

Diese Ordnung tritt am 1. Oktober 2024 in Kraft. Sie wird in den Amtlichen Bekanntmachungen der 
Rheinischen Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - Verkündungsblatt - veröffentlicht. 
 
 

S. Conermann 
 

Der Dekan 
der Philosophischen Fakultät 

der Rheinischen Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn 
Universitätsprofessor Dr. Stephan Conermann 

 
 
 
 
Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fakultätsrats der Philosophischen Fakultät vom 29. Mai 2024 
sowie der Entschließung des Rektorats vom 11. Juni 2024. 
 
Bonn, den 5. Juli 2024 
 
 

M. Hoch 
 

Der Rektor 
der Rheinischen Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn 

Universitätsprofessor Dr. Dr. h. c. Michael Hoch 
 


